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Papstaudienz für Kammerpräsident Jean Spautz
Wie wir bereits in unserer gestri-

gen Ausgabe berichtet hatten, nahm
Kammerpräsident Jean Spautz
am vergangenen Wochenende in
Rom an der Konferenz der Parla-

mentspräsidenten der Europäischen
Union teil. Bei dieser Gelegenheit
stand auch eine Privataudienz bei
Papst Johannes Paul II. im Vatikan
auf dem Programm (unser Bild).
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Distinction honorifique
pour Michel Hacart de Circuit Foil

Le ministre de l'Economie, Henri
Grethen, vient de remettre les insi-
gnes de commandeur de l'ordre du
Mérite à Michel Hacart, qui a dirigé
pendant 33 ans les usines de Circuit
Foil à Wiltz.

Entré à Circuit Foil en 1965, cinq
ans après la création de l'entreprise
à Wiltz, Michel Hacart a contribué
de façon déterminante au dévelop-
pement de la société qui, sous son
impulsion, s'est hissée au rang d'un
des principaux producteurs mon-
diaux de feuilles de cuivre pour
circuits imprimés.

Le développement de la société,
reprise par le groupe Arbed en
1990, a notamment été marqué par

la construction d'une deuxième
usine à Wiltz en 1982. Le site est
actuellement en train d'être agran-
di, moyennant des investissements
de plus d'un milliard de francs.
Circuit Foil occupe à présent 390
personnes à Wiltz.

Après avoir cédé la direction gé-
nérale de l'entreprise à son succes-
seur André Laux, Michel Hacart ne
quitte pas pour autant le groupe
puisqu'il va diriger la construction
et la mise en service d'une nouvelle
usine au Canada.

Le ministre Henri Grethen a re-
mercié Michel Hacart pour les ser-
vices qu'il a rendus à son entreprise
et à l'économie luxembourgeoise.

CDU/CSU-Freundeskreis Luxemburg

„Europa braucht neue Perspektiven und standfeste Politiker“
Christoph Böhr referierte zum Thema „Spielt die CDU noch eine Rolle in Europa?“

Christoph Böhr: „Gegen eine zö-
gerliche Europapolitik, die nur
dem Feuer der Euroskeptiker

dient“

Ein interessiertes Publikum im Mansfeld-Saal der Nationalbibliothek (1. Reihe, v. l. n. r.): Jan Kilb, Vorsitzender
des CDU/CSU-Freundeskreises Luxemburg, Ministerin Marie-Josée Jacobs, Christoph Böhr, CSV-Parteipräsi-
dentin Erna Hennicot-Schoepges, der deutsche Botschafter Horst Pakowski, CSV-Generalsekretär Jean-Louis
Schiltz und der beigeordnete CSV-Generalsekretär Maurice Bauer (Photos: Tessy Hansen)

PaW – Auf Einladung des CDU/
CSU-Freundeskreises Luxemburg
referierte der deutsche CDU-Politi-
ker Christoph Böhr vorgestern
Abend im Mansfeld-Saal der Na-
tionalbibliothek zum Thema „Spielt
die CDU noch eine Rolle in Euro-
pa?“, dies mit Blick auf den derzeiti-
gen Stellenwert der christdemokra-
tischen Parteien in Europa und mit
Überlegungen zur aktuellen Posi-
tion der CDU, die unter dem frühe-
ren Bundeskanzler Helmut Kohl
immer wieder eine wichtige Schlüs-
selposition beim Aufbau der Euro-
päischen Union übernommen hatte.
Auch Jan Kilb, Vorsitzender des
CDU/CSU-Freundeskreises, erin-
nerte in seiner Begrüßung an die
Verantwortung und die Leistungen,
die CDU-Politiker stets für und in
Europa übernahmen.

Im Beisein mehrerer Ehrengäste
– so u. a. der deutsche Botschafter
Horst Pakowski, die Ministerinnen
Erna Hennicot-Schoepges und Ma-
rie-Josée Jacobs, CSV-General-
sekretär Jean-Louis Schiltz und
der beigeordnete CSV-General-
sekretär Maurice Bauer – vertrat
Christoph Böhr, Landes- und Frak-
tionsvorsitzender der CDU in
Rheinland-Pfalz, einleitend die
Meinung, die tägliche Zeitungslek-
türe vermittle eher den Eindruck,
als „dümpele das europäische
Schiff derzeit in recht seichten Ge-
wässern irgendwie daher“. Es sei
sicherlich verfrüht, von einer Krise
zu sprechen. Auch das Fehlen von
klaren und kohärenten Perspekti-
ven für die kommende Entwick-
lung der Europäischen Union sei
noch kein Anlass für große Besorg-
nis, da die EU in den vergangenen
Jahren immer wieder Phasen der
Ruhe und der Stille erlebt und ver-
kraftet habe. Dennoch solle man
die derzeitigen Signale einer nicht
mehr vorhandenen Aufbruchstim-
mung nicht unterschätzen, mahnte
der Redner, der mehrfach hervor-
hob, dass seine Kommentare und

Ansichten aus der Sicht eines
Landespolitikers mit europäischer
Leidenschaft und Überzeugung zu
werten seien.

Für eine schlüssige
und kohärente Europapolitik
Die Europapolitik befinde sich

derzeit in einer schwierigen und
wichtigen Phase, meinte Christoph
Böhr, indem er die aktuelle Situa-
tion als Folge der Entwicklungen
des Jahres 1989 umschrieb. Der
Fall der Berliner Mauer habe vieles
in Bewegung gesetzt und Probleme
herauskristallisiert, die nicht un-
mittelbar lösbar seien. Diese un-
verkennbaren Tatsachen sollten je-
doch nicht dazu verleiten, „die Eu-
ropapolitik in den Sog der Heuche-

lei abgleiten zu lassen“. Europa
brauche mehr als je zuvor neue
Perspektiven und Visionen sowie
mutige und standfeste Politiker,
die wieder eine schlüssige und ko-
härente Europapolitik definierten.

In Sachen EU-Erweiterung
wünschte sich Christoph Böhr ein
Ende der aktuellen Politik des „Er-
weiterungsstillstands“. Es müssten
konkrete Daten mit festen Verein-
barungen über bestimmte Beitritts-
modalidäten für die Kandidaten-
länder in Mittel- und Osteuropa
festgelegt werden. Dies sei vor al-
lem aus Gründen der Glaubwür-
digkeit der EU eine absolute Not-
wendigkeit. Auch gelte es, die An-
strengungen, die in den mittel- und
osteuropäischen Staaten im Hin-

blick auf den Beitritt unternommen
werden, zu fördern und aufrecht-
zuerhalten. Mit Deutlichkeit er-
teilte der Sprecher jenen eine Absa-
ge, die die Frage der Unionserwei-
terung einem Referendum unter-
werfen wollen.

Sicherheit und Frieden
Eine ähnlich mutig formulierte

Politik sei ebenfalls im institutio-
nellen Bereich notwendig. Erweite-
rung und Vertiefung sollten nicht
isoliert voneinander betrachtet
werden, unterstrich der Referent,
der mehrfach vor den Gefahren ei-
ner „zögerlichen Europapolitik“
warnte, die eigentlich nur dem
„Feuer der Euroskeptiker“ diene.
Hier sei besonders die CDU gefor-
dert, die sich gegenwärtig in einer
internen und externen Umbruch-
und Aufbruchphase befinde. Die
Union müsse auch weiterhin eine
verlässliche Partei bleiben, damit
die Visionen eines Robert Schu-
man, Konrad Adenauer und Hel-
mut Kohl in Erfüllung gingen.

Aktive Europapolitik stehe für
Frieden, Sicherheit und Stabilität
in Europa. Der Einsatz dafür lohne
sich, so Christoph Böhr abschlie-
ßend, ehe er sich den Fragen des
interessierten Publikums stellte. Im
Mittelpunkt der Diskussion stan-
den verschiedene Aspekte im Zu-
sammenhang mit der Wirtschafts-
und Währungsunion sowie Fragen
zum Stellenwert des Euro.

In ihrer Eigenschaft als CSV-
Präsidentin plädierte Ministerin
Erna Hennicot-Schoepges in ihrem
Schlusswort für eine aktive, enga-
gierte und entschlossene Europa-
politik. Besonders die christlich-
demokratischen und christlich-so-
zialen Parteien seien aufgerufen,
im Rahmen ihrer Kooperation in-
nerhalb der Europäischen Volks-
partei (EVP) klare Impulse auszu-
senden, die bezeugten, dass es zu
Europa keine Alternative gebe.

Autowerkstätten / Kollektivvertrag

Basis lehnt Patronatsvorschläge ab
raz – Die Gewerkschaften

OGB-L und LCGB hatten für ges-
tern Abend zu einer Informations-
versammlung mit anschließender
Abstimmung eingeladen, um die
Meinung der Gewerkschaftsbasis
über das weitere Vorgehen im Dos-
sier der Erneuerung des Kollektiv-
vertrags der Garagenarbeiter ein-
zuholen.

Wie Gérard Schaeler, OGB-L-
Sekretär des „Syndicat transforma-
tion sur métaux et garages“, beton-
te, seien die Verhandlungen zwi-
schen OGB-L und LCGB einerseits
sowie Fegarlux und Adal anderer-
seits bereits im Juni 1999 begonnen
worden. Da die Arbeitgebervereini-
gungen jedoch eine Flexibilisierung
der Arbeitszeiten und die Einfüh-
rung einer Referenzperiode für die
Berechnung der wöchentlichen Ar-
beitszeit als Voraussetzung für die
Verhandlungen gefordert hätten,
habe die Gewerkschaftsseite das
nationale Schlichtungsamt mit der
Angelegenheit befasst. 

Im vergangenen Juni seien Fe-
garlux und Adal an den Verhand-
lungstisch zurückgekehrt, diesmal
ohne die Forderung nach einer Fle-
xibilisierung der Arbeitszeit, dafür
mit einem ersten Vorschlag auf der
Grundlage der Gewerkschaftsfor-
derungen. In mehreren Punkten sei
seither eine Annäherung erzielt
worden. So bestehe Übereinstim-

mung über den Ausbildungs- und
Sozialurlaub, eine zusätzliche Prä-
mie im Falle von Bereitschafts-
dienst und den Vorruhestand.

Gérard Schaeler bedauerte je-
doch, dass zwei seit über zehn Jah-
ren erhobene Forderungen nicht im
letzten Vorschlag der Arbeitgeber-
verbände enthalten seien. Dabei
handele es sich zum einen um die
Festlegung im Kollektivvertrag ei-
ner Gratifikation zum Jahresende.
Die Gewerkschaften wünschten
eine jährliche Gratifikation von
vier Prozent des Gehalts pro
Dienstjahr. Somit würde ein ganzer
13. Monat erst nach 25 Dienstjah-
ren anfallen.

Die zweite Forderung betreffe
die Einführung von je einem halben
Urlaubstag am 24. und 31. Dezem-
ber. Die meisten Werkstätten, so
der OGB-L-Vertreter, schlössen an
diesen Tagen ohnehin früher.

Die rund 100 anwesenden Arbei-
ter waren sodann aufgerufen, über
die Annahme des Arbeitgebervor-
schlags abzustimmen. 82 gültige
Stimmzettel wurden abgegeben; 80
Mitglieder sprachen sich gegen die
Patronatsposition aus. Gérard
Schaeler verwies darauf, dass eine
erneute Anrufung des Schlich-
tungsamts wohl unvermeidbar sei.
Gewerkschaftliche Aktionen in den
Betrieben seien nicht mehr auszu-
schließen.
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Europaparlament

Autoreifen sollen noch leiser werden
(vwd). – Die geplante Verrringe-

rung des Verkehrslärms durch den
Einsatz von Autoreifen mit geringe-
ren Abrollgeräuschen soll nach dem
Willen des Europaparlaments kon-
sequenter angegangen werden. Zu
diesem Zweck hat das bei der künf-
tigen Reifenrichtlinie mitentschei-
dende Parlament in Straßburg in
zweiter Lesung niedrigere Grenz-
werte angesetzt als der Ministerrat,
zumindest bei den normalen Perso-
nenwagenreifen in den Reifenklas-
sen C1. Hier sollen die Grenzwerte
in Abhängigkeit von der Breite der
Lauffläche auf 70 bis 74 db(A) fest-
gelegt werden. Das sind zwei db(A)
weniger als von den Regierungen
der Mitgliedstaaten gewünscht.

Nicht im Plenum durchsetzen
konnte sich der Umweltausschuss
mit seinem Wunsch, diese Verrin-

gerung um zwei db(A) auch für
Reifen von Kleinlieferwagen (Rei-
fenklassen C2) sowie von Bussen
und Lastwagen (C3) zu fordern.
Begrüßt wurde von Bericht-
erstatter Alexander de Roo (Grüne,
Niederlande), dass der Ministerrat
über die Richtlinie hinaus zu einem
späteren Zeitpunkt weitere Reifen-
Spezifikationen festlegen will, so
zur Einführung von Prüfverfahren
für das Haftvermögen von Reifen
sowie zu den Aspekten Sicherheit,
Umweltverträglichkeit und Ener-
gieeinsparungen. Das Parlament
hat den Standpunkt des Rats aber
dahingehend präzisiert, dass ab
Oktober 2003 bei der Typenprü-
fung auch der Rollwiderstand und
das Haftvermögen getestet werden
müssen. Die Reifenrichtlinie soll ab
Oktober 2005 gelten.

LCGB verlangt Einstieg in Diskussion über Pensionsstrukturen
(Schluss von Seite 3)

Pensionsproblematik
bleibt aktuell

Ein gutes Thema für die Tripartite
würde, so Robert Weber, auch die
Pensionsproblematik abgeben, die
jedenfalls aktuell bleibe. Offensicht-
lich bestehe aber die gewerkschaftli-
che Plattform nicht mehr, da bei
einer bestimmten Seite ein Überstei-
gerungsfieber ausgebrochen sei, wie
es die Forderung nach einer 13. Mo-
natspension zeige. Eine solche Maß-
nahme würde das Problem keines-
wegs lösen, da es sich um ein struk-
turelles Anliegen handele. Dement-
sprechend wolle der LCGB die Rent-
ner nicht mit derartigen Häppchen
ködern, sondern vielmehr in eine
Strukturdiskussion einsteigen. In
diesem Sinne wird denn auch der
von Premierminister Jean-Claude
Juncker vorgeschlagene Renten-
Tisch ausdrücklich begrüßt.

Ganz allgemein hält der christli-
che Gewerkschaftsbund an seiner
seit langen Jahren erhobenen For-
derung nach Einführung eines ein-
heitlichen Pensionssystems mit
gleichen Rechten und Pflichten für
alle Versicherten fest. Alle Verant-
wortungsträger müssten sich Ge-
danken machen, wie es zu einer
Annäherung der beiden Pensions-
systeme kommen kann, denn im
Privatsektor gebe es noch immer
viele, wo ein gewaltiger Unter-
schied zwischen dem letzten Lohn
und der ersten Pension besteht.

Schulpolitik:
„Wieder ein Jahr verloren“
Herbe Kritik übte Präsident Ro-

bert Weber an der luxemburgi-
schen Schulpolitik, die ein totaler
Bankrott sei und dadurch wieder
ein Jahr verloren gegangen sei. Er
riet allen Kindern an, in ausländi-
sche Schulen zu gehen, weil dort
ein besseres System bestehe. Es

müsse bei uns endlich aufgehört
werden, in Klischees zu diskutieren
und Fassaden aufbauen zu wollen.

Statt über Statistiken zu reden,
die letztlich nur Makulatur und
Vergangenheitsbewältigung seien,
sollte Zukunftsdiskussion über das
Luxemburger Schulwesen geführt
werden, dessen Missstände aus der
Vergangenheit herrühren. Aller-
dings müsse man sich auch die
Frage stellen, ob die neue Unter-
richtsministerin keine andere Sor-
gen als die Einführung des schul-
freien Samstags und die Umgestal-
tung der Stundenpläne hatte. Da-
mit werde nämlich nicht so sehr
dem Schüler Rechnung getragen,
sondern vielmehr dem persönlichen
Gusto jener Eltern, die einzig und
allein ein verlängertes Wochenende
haben wollen.

Arbed und CTI 
als Sorgenkinder

Ein bleibendes Problem mit zu-
nehmender Tendenz stellen die
Konkurse dar. Hierüber werde

nicht viel diskutiert, doch gebe es
mittlerweile Arbeitnehmer, die in
zwei oder sogar drei Konkursver-
fahren die Leidtragenden sind.

Große Sorgen bereitet dem
LCGB die Situation beim Unter-
nehmen CTI Systems (vordem
Cleveland) in Clerf, wo um die hun-
dert Arbeitsplätze auf dem Spiel
stehen, weil von der Betriebslei-
tung keine auf die Zukunft ausge-
richteten Entscheidungen getrof-
fen würden.

Anlass zu Besorgnis bietet dem
LCGB weiterhin die Stahlindust-
rie, dies vor allem was den Standort
Luxemburg im Konzept der Arbed
betrifft. Am vergangenen 12. Sep-
tember intervenierte die Gewerk-
schaft diesbezüglich bei Premier-
minister Jean-Claude Juncker, und
am 13. September sprachen der
LCGB-SESM und der Verband
„Bierg & Metall“ in derselben
Angelegenheit bei Arbeitsminister
François Biltgen und bei Wirt-
schaftsminister Henri Grethen vor.

Kommunikation

Einführung der UMTS-Norm europaweit für Anfang 2002 geplant
Verzicht auf Lizenzversteigerung soll neue Mobilfunk-Generation erschwinglich machen

raz – Über das Handy Videokonfe-
renzen abhalten, das Kinoprogramm
abrufen oder Reiseführer konsultie-
ren – dies und vieles mehr soll die
dritte Mobilfunkgeneration dank
der neuen UMTS-Norm (Universal
Mobile Telecommunications Sys-
tems) ermöglichen. Zunächst stellte
sich jedoch die Frage, wie die künf-
tigen Anbieter bestimmt werden sol-
len. Deutschland wählte den Weg
der Versteigerung der UMTS-Lizen-
zen – und bescherte seiner Staats-
kasse eine Einnahme von umgerech-
net 2 000 Milliarden Franken.

Vor diesem Hintergrund hatte
sich der CSV-Abgeordnete Laurent
Mosar beim delegierten Kommuni-
kationsminister François Biltgen er-
kundigt, wie die Regierung bei der
Verteilung der UMTS-Lizenzen vor-
zugehen gedenke.

Gemeinsame Nutzung
der Sendestationen

In seinem Antwortschreiben
weist der Minister darauf hin, dass

der Regierungsrat am vergangenen
18. Mai eine Ausschreibung von
vier UMTS-Lizenzen beschlossen
habe. Die Verteilung der Lizenzen
erfolge nach im Vorfeld festgeleg-
ten Qualitätskriterien. Das „Insti-
tut luxembourgeois de régulation“
werde mit der Prozedur beauftragt.
Eine bestimmte Netzabdeckung
werde nicht gefordert, da der Wett-
bewerb zwischen den vier künfti-
gen Betreibern der beste Garant für
eine rasche Abdeckung sei. Um die
Zahl der Sendestationen auf ein
Minimum zu beschränken, werde
ein besonderes Augenmerk auf die
Bereitschaft der Kandidaten zu ei-
ner gemeinsamen Nutzung dieser
Einrichtungen gelegt.

Die Mindestanforderungen der
UMTS-Netze seien vom EU-Mi-
nisterrat und dem Europaparla-
ment festgelegt worden. Dazu ge-
hörten erhöhte Multimedia-Fähig-
keiten im Vergleich zu Systemen
der zweiten GSM-Generation, ein

wirksamer Zugang zum Internet,
zu Intranets und zu weiteren auf
dem Internet-Protokoll basieren-
den Dienstleistungen sowie eine
Sprachübertragung von hoher
Qualität. Zudem sollten die natio-
nalen UMTS-Netze untereinander
und mit den GSM-Netzen kompa-
tibel sein.

Die Prozedur der Versteigerung,
so François Biltgen weiter, hätten
neben Deutschland auch die Nie-
derlande und Großbritannien ge-
wählt. Auch Belgien, Dänemark
und Österreich hätten für diese
Vorgehensweise optiert, die sich
durch eine perfekte Transparenz
und die Vermeidung von Benach-
teiligungen auszeichne. Das Bei-
spiel der Niederlande, wo für
vier Lizenzen nur vier Interessen-
ten kandidierten, habe jedoch
gezeigt, dass die erwarteten
Mehreinnahmen für die Staats-
kasse nicht unbedingt erfolgen
müssten.

Es sei aber nicht die finanzielle
Unsicherheit, die die Luxemburger
Regierung dazu bewogen habe, auf
die Ausschreibungsprozedur zu-
rückzugreifen, wie dies auch Finn-
land, Frankreich, Spanien, Portu-
gal und Schweden taten. Vielmehr
solle durch den Verzicht auf eine
Versteigerung möglichst vielen
Menschen der Zugang zur dritten
Mobilfunkgeneration eröffnet wer-
den. Denn eine Versteigerung
würde zwar die Kasse des Staates
füllen, jene der künftigen UMTS-
Anbieter jedoch leeren. Diese zu-
sätzliche Ausgabe würde dann auf
die Kunden abgewälzt. Eine große
deutsche Zeitung habe gar von ei-
ner „verkappten Konsumsteuer“
gesprochen.

„Gleiche Objektivität
wie bei Versteigerung“

Um bei der Ausschreibung die
gleiche Objektivität wie bei einer
Versteigerung zu gewährleisten,
werde ein externes Beratungsorgan

mit der Auswahl der Kandidaturen
beauftragt, wie dies bereits bei der
Zuteilung der zweiten GSM-Lizenz
der Fall war.

Wie Minister Biltgen weiter mit-
teilt, soll die Ausschreibung im
kommenden Januar erfolgen. Der
Abgabetermin der Kandidaturen
ist auf Juni 2002 festgelegt. Nach
der Unterbreitung des Abschluss-
berichts im Oktober 2001 werde
der Regierungsrat über die An-
nahme der vorgeschlagenen Kan-
didaten entscheiden. Anfang 2002
sollten die Dienstleistungen ver-
marktet werden. Mit dieser Zeit-
planung werde der von Europa-
parlament und EU-Ministerrat
festgehaltene Kalender respek-
tiert, so François Biltgen. Da dies
für sämtliche EU-Mitgliedstaaten
sowie für die Schweiz und Norwe-
gen zutreffe, könne die Einfüh-
rung der UMTS-Norm wohl euro-
paweit zum festgehaltenen Zeit-
punkt erfolgen.

Wahlen in Jugoslawien

Lydie Polfer: „Willen des Volkes respektieren“
Die hohe Wahlbeteiligung habe

gezeigt, dass sich das jugoslawische
Volk der Tragweite der Wahlen be-
wusst gewesen sei und Entschlos-
senheit bewiesen habe, trotz Ein-
schüchterungs- und Manipulati-
onsversuchen aktiv an der demo-
kratischen Neugestaltung des Lan-
des mitzuwirken, wertete Außen-
ministerin Lydie Polfer die Hal-
tung der jugoslawischen Bevölke-
rung am Sonntag.

Die zum jetzigen Zeitpunkt vor-
liegenden Ergebnisse, die der Op-
position eine große Stimmenmehr-
heit einräumen, würden zeigen,

dass die Wähler der Unterdrü-
ckungspolitik des Milosevic-Regi-
mes das Vertrauen entzogen haben,
so die Außenministerin, die in ei-
nem Kommuniqué daran erinnerte,
dass die EU-Außenminister eine
Kursänderung der Politik gegen-
über Serbien in Aussicht gestellt
hatten, falls sich das Volk für den
Wechsel zu mehr Demokratie aus-
sprechen werde.

Diese Chance habe die Wähler-
schaft am Sonntag ergriffen; an den
Machthabern in Belgrad sei es nun,
den Willen des Volkes zu respektie-
ren.

Polizeibesuch bei der LSAP

Grüne sprechen von Disproportion
lop – Im Gefolge der polizeilichen

Ermittlungen bei der LSAP-Frak-
tion mit dem Ziel, den Informanten
von „Journal“-Chefredakteur Rob
Roemen in der so genannten Enre-
gistrement-Affäre um Innenminis-
ter Michel Wolter ausfindig zu ma-
chen, meldeten sich gestern auch
die Grünen zu Wort. Die Unter-
suchungsmethoden, insbesondere
aber die Kontrolle der Telephonan-
lagen von Fraktionschef Jeannot
Krecké und Fraktionssekretär
Etienne Schneider, stünden in kei-
nem Verhältnis zum Kern der gan-
zen Angelegenheit, so dass man
sich frage, ob der Aufwand der
gleiche wäre, wenn der Hauptbe-
troffene kein CSV-Minister wäre.

Darüber hinaus stelle die En-
quete einen erneuten Einschüchte-
rungsversuch gegen die Luxembur-

ger Presse dar, so Fraktionspräsi-
dent François Bausch und Partei-
sprecher Carlo de Toffoli in einem
Kommuniqué. „Déi Gréng“ wollen
alle parlamentarischen Initiativen
der LSAP unterstützen, um die
Hintergründe der Aktion aufzuklä-
ren. Die Sozialisten beabsichtigen
ihrerseits, eine Debatte im Kam-
merplenum zu beantragen. Laut
Jeannot Krecké sieht die Fraktion
gegenwärtig keinen Anlass, die
Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses zu fordern.

Justizminister Luc Frieden, der
am Montag von der LSAP zu einer
Stellungnahme aufgefordert wor-
den war, erklärte gestern, er wolle
die Unabhängigkeit der Justiz
respektieren und sich nicht in
die laufenden Ermittlungen ein-
schalten.

Confédération européenne des syndicats

«Un tournant démocratique à Belgrade»
«En se rendant massivement aux

urnes et en votant dans sa grande
majorité pour l'opposition, le peuple
yougoslave a clairement indiqué sa
volonté de changement», a déclaré le
secrétaire général de la Confédéra-
tion européenne des syndicats
(CES), Emilio Gabaglio, après avoir
eu connaissance des premiers résul-
tats des élections en Yougoslavie.
«Une page est tournée et la voie vers
l'établissement d'un gouvernement
démocratique capable d'assurer un
meilleur avenir au peuple yougo-
slave et de contribuer à la stabilité
dans les Balkans est ouverte.»

La CES salue «l'engagement cou-
rageux des forces politiques et so-
ciales de l'opposition», parmi les-

quelles figure le syndicat indépen-
dant «Nezavisnost», qui, d'après
elle, a rendu possible ce résultat.
Elle appelle l'Union européenne «à
tout mettre en œuvre afin qu'on ne
dérobe pas cette victoire au peuple
yougoslave». L'UE devrait mainte-
nant manifester que l'avenir de la
nouvelle Yougoslavie se situe bien
en Europe, en commençant par la
levée des sanctions.

«Je reste convaincu que les sanc-
tions ont eu un effet contraire et ont
plutôt renforcé le régime de Milose-
vic. Pour cette raison, il est impor-
tant que, face à la nouvelle démo-
cratie, les sanctions soient immédia-
tement levées», a estimé M. Gaba-
glio.


